Dienstanweisung für Fahrpersonal

im Personen- und Kurierverkehr
In Ergänzung zum Arbeitsvertrag vom  









wird zwischen dem Arbeitgebenden  










und

dem Mitglied des Fahrpersonals Herrn/Frau  









folgende für das Fahrpersonal des Betriebes gültige Dienstanweisung vereinbart:

Das Fahrpersonal sind die Repräsentanten und die Fahrzeuge das Aushängeschild des Arbeitgebenden bei seinen Kunden.

1. Allgemeine Vorschriften

Das Fahrpersonal ist für die ordnungsgemäße Ausführung der ihm übertragenen Beförderungs- sowie Transportaufträge und der hiermit zusammenhängenden Arbeiten verantwortlich.

Längere unvorhergesehene Aufenthalte, die eine Erledigung eines Auftrages oder eines Folgeauftrages wesentlich verzögern oder verhindern, sind unverzüglich der zuständigen Stelle beim Arbeitgebenden zu melden.

Die gewissenhafte Einhaltung der Dienst- und Schichtpläne des Arbeitgebenden, sind durch das Fahrpersonal zwingend einzuhalten. Der Dienstbeginn und das Dienstende ist der zuständigen Stelle des Arbeitgebenden anzuzeigen.

2. Fahrerlaubnis, Qualifikation und Mitführungspflichten des Fahrpersonals

Das Fahrpersonal ist verpflichtet, Personaldokumente, wie Personalausweis, Pass, Passersatz oder Ausweisersatz, mitzuführen. Ferner ist es verpflichtet, während des Dienstes, einen gültigen Führerschein, der für den Dienst notwendigen Fahrerlaubnisklassen, und den Führerschein zur Fahrgastbeförderung mitzuführen.
Das Fahrpersonal hat in Eigenverantwortung und auf eigene Kosten dafür zu sorgen, dass die o. g. Führerscheine und Personaldokumente ihre Gültigkeit behalten. 
Insbesondere hat das Fahrpersonal die gemäß § 48 Abs. 4 Nr. 7 FeV für Taxen, Mietwagen und den gebündelten Bedarfsverkehr erforderlichen Nachweis der Fachkunde auf eigene Kosten zu beschaffen (Bescheinigung einer geeigneten Stelle) und vorzulegen. 
Am Ende eines jeden Monats oder auch spontan hat das Fahrpersonal die o. g. Führerscheine beim Arbeitgebenden vorzuzeigen. Der Arbeitgebende fertigt eine Kopie von der Vorder- und Rückseite der Führerscheine an, vermerkt das Datum und lässt das Fahrpersonal darauf unterschreiben.
Das Fahrpersonal ist verpflichtet, den Arbeitgebenden unverzüglich über den Entzug der Fahrerlaubnisse, im Rahmen von Bußgeld- oder Strafverfahren bzw. aus gesundheitlichen Gründen durch die örtlich zuständige Führerscheinstelle, zu informieren.
3. Verhalten bei Verkehrskontrollen, Unfällen oder Schäden

Die Auskunftspflicht des Fahrpersonals bei Verkehrskontrollen beschränkt sich grundsätzlich auf Angaben zur Person. So hat das Fahrpersonal zur Feststellung der Personalien und der Fahreignung auf Verlangen des Kontrollpersonals die unter Ziffer 2 aufgeführten Dokumente herauszugeben. Eine weitergehende Pflicht, Angaben jedweder Art zu machen, gibt es nicht.

Das Fahrpersonal kann in Deutschland von folgenden Institutionen kontrolliert werden:

· Polizei

· Zoll

· Gewerbeaufsicht 

· Untere Verkehrsbehörde der Landkreise und kreisfreien Städte

Unter zwei Anlässen darf die Polizei das Fahrzeug betreten:

· bei richterlichem Beschluss;

· bei Gefahr im Verzug.

Bei drohender Durchsuchung sollte das Fahrpersonal sofort den Arbeitgebenden verständigen. Es sollte sich den Grund für die Maßnahmen des Kontrollpersonals nennen lassen und Notizen machen.

Bei Fahrzeugschäden bzw. Unfällen ist ein Unfallbericht zu erstellen. Hierin sind vom Fahrpersonal, die Kontaktdaten der fahrzeughaltenden Person und der fahrzeuglenkenden Person (wenn nicht identisch), amtliche(s) Kennzeichen der/des beteiligten Fahrzeuge(s) sowie der Ort der Unfallstelle festzuhalten. Des Weiteren sind der Name und die Adresse möglicher Zeugen zu notieren. Es ist eine Skizze des Unfallgeschehens anzufertigen und Fotos von den beteiligten Fahrzeugen sowie der beschädigten Infrastruktur zu fertigen.

Die Polizei ist zu benachrichtigen. Schuldanerkenntnisse dürfen nicht abgegeben werden. Der Arbeitgebende ist unverzüglich zu unterrichten.

Im Fall des Eintretens eines Schadens am oder durch das Fahrzeug ohne Beteiligung eines Dritten (zum Beispiel: Beschädigung der Verkehrsinfrastruktur oder das Eigentum von Dritten, Reifenschäden, Antriebsstörungen, Beschädigung von tragenden oder nichttragenden Karosserieteilen u.v.m.), ist der Arbeitgebende unverzüglich vom Fahrpersonal zu unterrichten. Das Fahrpersonal hat unbedingt die Weisungen des Arbeitgebenden abzuwarten. Mehrkosten, die durch eigenmächtige Entscheidungen des Fahrpersonals hervorgerufen werden, können dem Fahrpersonal in Rechnung gestellt werden. Das Fahrpersonal hat das Schadensereignis kurz mit den wesentlichen Fakten zu protokollieren und das Protokoll dem Arbeitgebenden zur Verfügung zu stellen. 
4. Einhaltung der Straßenverkehrsordnung und anderer gesetzlicher Regelungen

Das Fahrpersonal hat alle Regeln, die während seines Dienstes berührt werden (wie beispielsweise die Straßenverkehrsordnung oder die Verordnung über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr (BO-Kraft)), einzuhalten. Werden wegen festgestellter Verstöße Verwarnungs-, Buß- und Strafgelder erhoben, sind diese vom Fahrpersonal zu zahlen. Sie werden vom Arbeitgebenden nicht erstattet.
5. Umgang mit Kunden und Verhalten im Fahrdienst
Das Fahrpersonal hat gegenüber den Kunden stets mit sauberer Kleidung und ordentlichem Verhalten aufzutreten. Es hilft den Kunden beim Ein- und Aussteigen sowie beim Be- und Ausladen der mitgeführten Gepäckstücke. 
Das Fahrpersonal weist die Kunden nach dem Einsteigen darauf hin, dass sie sich mit den im Fahrzeug zur Verfügung stehenden Sicherheitsgurten anzuschnallen haben. 

Wird ein Kunde, der nicht umsetzbar in einem Rollstuhl sitzt, befördert, ist der Rollstuhl und der darauf sitzende Fahrgast entsprechend den einschlägigen Regeln zu sichern. Der Arbeitgebende hat das Fahrerpersonal im Umgang mit der Rollstuhlverladung und -sicherung zu unterweisen.
Wird ein Kunde, mittels eines Personenaufnahmemittels (Stuhl oder Trage) befördert, dann sind diese entsprechend den einschlägigen Regeln zu sichern. Der Arbeitgebende hat das Fahrerpersonal im Umgang mit der Verladung und Sicherung von Personenaufnahmemitteln zu unterweisen.
Das Fahrpersonal muss keine Kunden befördern, bei denen die Möglichkeit besteht, dass sie ansteckende Krankheiten haben und daher eine Gefahr für Leib und Leben anderer Kunden und des Fahrpersonals besteht oder das Fahrzeug beschädigt oder verunreinigt wird. Im Zweifel holt sich das Fahrpersonal eine Weisung des Arbeitgebenden ein.
Das Fahrpersonal ist im Verkehr mit Taxen verpflichtet, die Taxitarifordnung, die auf jedem Fahrzeug ausliegt, in Gänze anzuwenden. Beim Verkehr mit Taxen außerhalb des Pflichtfahrgebietes und beim Verkehr mit Mietwagen und im gebündelten Bedarfsverkehr, hat das Fahrpersonal keine eigenmächtigen Entscheidungen in Bezug auf die Höhe des Fahrpreises zu treffen. Es sind hier strikt die Anweisungen des Arbeitgebenden zu beachten.

Dem Kunden stellt das Fahrpersonal auf Verlangen eine Quittung aus.

Das für den Arbeitgebenden unentgeltliche Befördern von Kunden ist strengstens untersagt. Es sei denn, es liegt für den Einzelfall eine ausdrückliche Weisung des Arbeitgebenden vor. 
Beim Verkehr mit Taxen – außer am ausgeschilderten Taxihalteplatz oder beim Abwinken durch Kunden - und Mietwagen sowie im gebündelten Bedarfsverkehr, sind keine Beförderungsaufträge eigenmächtig vom Fahrpersonal auszuführen. Beförderungsaufträge werden ausschließlich vom Arbeitgebenden vermittelt.
Der Arbeitgebende kann sich einer oder mehrerer Auftragsvermittlungen angeschlossen haben. Details über die Zusammenarbeit regeln bestimmte Vereinbarungen zwischen Auftragsvermittlungen und den Arbeitgebenden. In diesem Fall ist die Auftragsannahme von Auftragsangeboten von der Auftragsvermittlung in jeglicher Kommunikationsform durch das Fahrpersonal gefordert. Details über die Zusammenarbeit mit den Auftragsvermittlungen regelt eine gesonderte Dienstanweisung für das Fahrpersonal. Der Arbeitgebende unterweist das Fahrpersonal darin im Umgang mit der Auftragsannahme und -durchführung durch die Auftragsvermittlung.

Dem Fahrpersonal ist es untersagt, andere Auftragsvermittlungen zur Auftragsgewinnung während des Dienstes, als die vom Arbeitgebenden zur Verfügung gestellten, zu nutzen.

6. Krankenbeförderungen im Fahrdienst   

Bei den nicht qualifizierten Krankenbeförderungen, befördert das Fahrpersonal oft kranke und schwerstkranke Kunden zu ihren Behandlungseinrichtungen oder von dort wieder zurück. Diese Kunden sind oft körperlich sowie seelisch sehr stark eingeschränkt bzw. angeschlagen und bedürfen einer besonders sensiblen Behandlung durch das Fahrpersonal.

Das Fahrpersonal ist bei Erkennen der Notwendigkeit einer medizinisch-fachlichen Betreuung des Patienten verpflichtet, die Krankenfahrt nicht anzutreten oder abzubrechen und sofort die zuständige Rettungsleitstelle zu verständigen ist bzw. den Versicherten an diese zu verweisen. In diesem Fall ist der Arbeitgebende anschließend sofort zu unterrichten. 
Krankenbeförderungen können nur stattfinden, wenn eine ordnungsgemäß ausgefüllte Verordnung einer Krankenbeförderung und, in bestimmten Fällen zusätzlich, die Genehmigung der Krankenkassen vorliegt. Die genauen Voraussetzungen für die Durchführung einer Krankenbeförderung, sind in dem beiliegenden „Unternehmermerkblatt für Krankenbeförderungen“ zu entnehmen und sind somit Teil dieser Dienstanweisung.

Sind die Voraussetzungen einer Krankenbeförderung nicht erfüllt, dann hat das Fahrpersonal den Kunden darauf hinzuweisen, dass die Krankenfahrt wie eine normale Gelegenheitsbeförderung zu behandeln ist und der Kunde am Ende der Beförderung bezahlen muss.  
Mit der Annahme der Verordnung einer Krankenbeförderung hat das Fahrpersonal vom Fahrgast eine „Erklärung der Kostenübernahme bei fehlender Genehmigung der Fahrt(en) durch meine Krankenkasse“ auszufüllen und unterschreiben zu lassen.
Das Fahrpersonal hat, nach Unterweisung des Arbeitgebenden, die bei Krankenbeförderungen entstehenden Zuzahlungen nach § 61 SGB V vorzunehmen, insofern keine Befreiung zur Zuzahlung durch die Krankenkasse vorliegt. 
7. Fahrzeugzustand und Fahrzeugpflege

Das Fahrpersonal ist verpflichtet, mit dem anvertrauten Fahrzeug, Personenaufnahmemittel, Rampen, Liften und Sicherungsmitteln verantwortungsbewusst umzugehen. Pflege, Wartung, Störungssuche und Fehlerbeseitigung sind, nach den Hinweisen in der zum Fahrzeug gehörigen Betriebsanleitung, vorzunehmen.

Der Arbeitgebende ist bei auftretenden Mängeln und Störungen in der Betriebs- und Verkehrssicherheit des Fahrzeuges unverzüglich vom Fahrpersonal zu informieren und dessen Weisung abzuwarten.

Alle bei der Fahrzeugübergabe übernommenen Ausrüstungsteile, Werkzeuge sowie Zubehörteile (z.B. Verbandskasten, Warndreieck, Warnweste, Feuerlöscher), sind stets vollzählig und in verwendungsfähigem Zustand im Fahrzeug mitzuführen. Verlust oder Beschädigung solcher Teile sind sofort dem Arbeitgebenden zu melden. Für Ersatz ist zu sorgen.

Das Fahrpersonal hat darauf zu achten, dass das Fahrzeug bzw. die Fahrzeugkombination stets den aktuellen Witterungsverhältnissen und jeweiligen gesetzlichen Anforderungen (Winterreifen, Schneekettenpflicht, Scheibenfrostschutzmittel etc.) entspricht und Einsatzfähig ist. Ist dies nicht der Fall, ist der Arbeitgebende vor Fahrtantritt darüber zu informieren und dessen Weisung abzuwarten.
Das Fahrpersonal hat unverzüglich den Arbeitgebenden zu verständigen, wenn die Betriebs- und Verkehrssicherheit des Fahrzeuges gefährdet ist oder nicht mehr besteht.
Das Fahrzeug ist sowohl außen als auch im Fahrzeuginnerraum stets in einem sauberen und repräsentativen Zustand zu halten. Der Arbeitgebende stellt dem Fahrpersonal dafür die jeweiligen Reinigungsgeräte und Pflegemittel zur Verfügung bzw. teilt mit, wo die Reinigung durchgeführt werden soll.
8. Straßenbenutzungsgebühren

Das Fahrpersonal ist verpflichtet, bei Benutzung gebührenpflichtiger Straßen oder Autobahnen, die erforderliche Gebührenbescheinigung mit sich zu führen, Vignetten an die vorgesehen Stelle zu kleben oder die zur Gebührenbegleichung erforderlichen Erfassungsgeräte zu bedienen.

9. Ärztliche Untersuchung und Gesundheit des Fahrpersonals
Im Interesse der Sicherheit des Straßenverkehrs hat sich das Fahrpersonal, auf Verlangen und auf Kosten des Arbeitgebenden von einem Vertrags- bzw. Betriebsarzt auf seine Fahrtauglichkeit hin untersuchen zu lassen. 

Das Mitglied des Fahrpersonals hat den Arbeitgebenden unverzüglich darüber zu informieren, wenn bei dem Mitglied selbst, in dessen häuslicher Lebensgemeinschaft oder bei einem Fahrgast eine Erkrankung nach dem Infektionsschutzgesetz diagnostiziert wurde.

Hat das Fahrpersonal eine Krankheit, die seine Eignung beeinträchtigt, ein Fahrzeug sicher im Verkehr zu führen, so darf es keine Beförderungen ausführen. Der Arbeitgebende ist unverzüglich nach Bekanntsein der Erkrankung zu informieren.
Zum Schutz des Fahrpersonals und der Kunden kann der Arbeitgebende infektionsvorbeugende Maßnahmen vorschreiben.

10. Notstandsklausel

Notklausel nach § 14 Arbeitszeitgesetz
In außergewöhnlichen Fällen kann auch von den Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes abgewichen werden, insbesondere auch von den Vorschriften über höchstzulässige Arbeitszeiten. Dies gilt auch bei unaufschiebbaren Vor- und Abschlussarbeiten.

Vorstehende Dienstanweisung habe ich sorgfältig gelesen und zur Kenntnis genommen. Es ist mir bekannt, dass sie Bestandteil des Arbeitsvertrages ist und insbesondere ein Verstoß gegen einzelne Bestimmungen dieser Dienstanweisung arbeitsrechtliche Konsequenzen sowie meine Haftung nach sich ziehen kann.







 , den 






                                    (Ort)






     (Datum)

                            (Unterschrift)
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